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! POLITISCHES PRISMA

Mehr Schein als Sein

 
Manuela Schwesig: 
Liefert Symbolpolitik. 
Foto: Bundesregierung/Denzel 

 

Die Große Koalition hat das „Entgeltgleichheits-
gesetz“ verabschiedet. Es soll dazu beitragen, 
dass Frauen und Männer für die gleiche Arbeit 
gleich viel verdienen. Ein gutes Ziel. Leider hält 
das Gesetz, das Bundesfamilienministerin  
Manuela Schwesig (SPD) initiiert hat, nicht, was 
der Name verspricht. Frauen können jetzt in Be-
trieben ab 200 Mitarbeitern zum Betriebsrat ge-
hen und dort nachfragen, was die männlichen 
Kollegen im Schnitt für die gleiche Arbeit erhal-
ten. Sollte dabei herauskommen, dass ihre Salä-
re nach unten abweichen, hat das keine Auswir-
kungen. Sanktionen für die Ungleichbehand-
lung sind nicht vorgesehen. Mehr Biss wäre 
wünschenswert gewesen.  cer

Kuhhandel

 
Bodo Ramelow: 
Ist bei der Maut einge-
knickt.  
Foto: DiG/Trialon 

Tausche Äpfel gegen Birnen oder besser: Maut 
gegen Gelder aus dem Bund-Länder-Finanzaus-
gleich. So geschehen im Bundesrat letzte Woche. 
Bayern hatte gefordert, Thüringen war einge-
knickt und favorisierte – zur Überraschung vieler 
– nicht mehr die Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses. Ministerpräsident Bodo Ramelow ver-
teidigte am Wochenende seine Entscheidung auf 
Twitter: „Der Vermittlungsausschuss ist ein 
schwaches Schwert und gar keines, um die Maut 
zu verhindern.“ Mag sein, aber muss es in einem 
der höchsten bundesdeutschen Gremien zuge-
hen wie auf dem Viehmarkt? Wer sich über den 
Mangel an Vertrauen in die Politik beklagt, sollte 
die Finger von derartigem Kuhhandel lassen.   rb

Das große Aufatmen

  
Petra Reinbold-Knape:  
Kann mit weniger  
Braunkohle leben.  
Foto: Stefan Koch/IG BCE

Das „Aus“ für die Braunkohle in Ostdeutschland, 
es ist ein Stück nähergerückt. Betreiber Leag hat 
letzte Woche seine Pläne erklärt – weniger Tage-
bau, aber auch mehr Arbeit für die Kumpel als je-
weils befürchtet. Aufatmen bei den Anwohnern, 
denn es wird keinen neuen Tagebau bei Jänsch-
walde geben. 900 Einwohner können bleiben. 
Der Tagebau Nochten wird weniger erweitert; 
nur noch 200 statt 1700 Menschen verlieren ihre 
Heimat. Aber auch „Aufatmen“, so IG-BCE-Vor-
stand Petra Reinbold-Knape, bei den Beschäftig-
ten. Denn aus Sicht der Gewerkschaft werde es in 
der Region damit „keinen strukturpolitischen 
Blackout geben“. Die Arbeitnehmervertreterin 
bewertet das Konzept für die Lausitzer Reviere 
als wichtigen Schritt. Kohlefrage? Geht doch. swe
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Das „Aus“ für die Braunk

Effiziente Energiewende

Von Klaus Riedle

D ie Energieversor-
gung eines Landes 
wird durch drei 
Größen bestimmt: 
Umweltfreundlich-
keit, Wirtschaftlich-

keit und Versorgungssicherheit. In 
Deutschland stand in den letzten 
Jahren die Ökologie im Vordergrund 
– mit dem drängenden Hinweis auf 
einen Klimawandel. 

Maßnahmen, die diesen Klima-
wandel abwenden sollen, werden 
mit so viel missionarischem Eifer 
vorgetragen, dass Überlegungen zur 
Wirtschaftlichkeit dieser Maßnah-
men oder zur Versorgungssicherheit 
hintangestellt werden. 

Dieses Bündel von teils konkur-
rierenden Klimaschutzmaßnahmen 
greift in alle Bereiche des privaten 
und wirtschaftlichen Tuns ein: In-
dustrie, Verkehr, Haushalte und ins-
besondere bei der Stromerzeugung. 
Um die Wettbewerbsfähigkeit unse-
rer Wirtschaft und die Arbeitsplätze 
dabei nicht zu gefährden, müssen 
die beiden anderen Eckpunkte des 
Energiedreiecks – Wirtschaftlichkeit 
und Versorgungssicherheit – wieder 
stärker berücksichtigt werden.

Stromerzeugung: Zur deutschen 
Stromversorgung tragen regenerati-
ve Quellen heute etwa 31 % bei, 
aber mit Kosten in der Größenord-
nung von 24 Mrd. €/Jahr für Wirt-
schaft und Verbraucher mit noch 
steigender Tendenz; erst nach 2025 
besteht Hoffnung auf eine Verringe-
rung dieser Mehrkosten. Die Aus-
schreibung von Wind- und Solar-
parks ist ein guter Schritt, um wirt-
schaftlichen Wettbewerb in diesen 
Markt einzuführen. 

Der weitere Ausbau der Regenera-
tiven sollte in Abhängigkeit von den 
erreichten Voraussetzungen beim 
Stromtransport und bei den -spei-
chern erfolgen, um die kosten-
pflichtige Abregelung neuer Öko-
stromkapazitäten sowie Verärgerun-
gen bei unseren östlichen Nachbarn 
wegen der exportierten Leistungs-
schwankungen zu vermeiden.

Nach Angaben des Bundesver-
bands der Energie- und Wasserwirt-

Meinungsbeitrag: Das Dreieck aus Wirtschaftlichkeit, Zuverlässigkeit und Ökolo-
gie ist aus der Balance geraten. Eine Energiewende der kleineren Schritte ist nötig.

schaft (BDEW) wurden im Jahr 2016 
50,6 % des Stroms in Deutschland 
aus Kohle und in Kernkraftwerken 
(KKW) erzeugt. Für die KKW liegt 
ein Beschluss der Bundesregierung 
vor, deren Nutzung bis 2022 zu be-
enden. Bevor man auch für die 38 % 
der Stromerzeugung aus Kohle auf 
einen Ausstieg drängt, muss ein be-
lastbares Konzept vorliegen, wie ei-
ne sichere und bezahlbare Strom-
versorgung mit verfügbaren Tech-
nologien aussehen kann. 

Wie kann das energiewirtschaftli-
che Dreieck aus Wirtschaftlichkeit, 
Zuverlässigkeit und Ökologie wie-
derhergestellt werden? Nur der wei-
tere Ausbau regenerativer Energie-
quellen allein löst diese Frage nicht. 
Was soll mit den großen, tagelangen 

Spitzen geschehen? Abregeln oder 
exportieren? Um diese Leistungs-
spitzen in Pumpspeichern, Batterien 
oder über Power-to-Gas im Inland zu 
speichern, fehlen die Kapazitäten; 
diese aufzubauen, lohnt sich bei der 
geringen jährlichen Nutzungsdauer 
ohne weitere Subventionen nicht.

Wenn es schwierig ist, diese Leis-
tungsspitzen aus dem Ausbau der 
Regenerativen zu nutzen, und eine 
regelbare Back-up-Kapazität fast in 
Höhe des maximalen Bedarfs vorge-
halten werden muss, sollten die bei-
den Anteile so optimiert werden, 
dass daraus eine sichere, wirtschaft-
liche und umweltfreundliche Versor-
gung entsteht.

Der Wärmesektor: Die Raumwär-
me verursacht ein Drittel unseres 
Energieverbrauchs. Maßnahmen, 
um diesen Energieverbrauch zu ver-
ringern, sind bekannt und werden 
bei Neubauten auch weitestgehend 
umgesetzt. Im Gebäudebestand 
setzt die deutsche Bevölkerung ei-
nen Teil dieser Maßnahmen freiwil-
lig um, zumeist in Verbindung mit 
allfälligen Sanierungen von Hei-
zung, Fenstern oder Dächern, was 
aber bislang eine Sanierungsrate 
von nur 1 %/Jahr ergibt. 

Für eine Halbierung des Energie-
bedarfs des Gebäudebestands von 
rund 3,8 Mrd. m2 nennt das Bun-
deswirtschaftsministerium (BMWi) 
Kosten von 350 €/m2, für eine Ab-
senkung um 60 % etwa 600 €/m2, 
wovon man etwa ein Drittel für die 
allfällige Sanierung abziehen kann. 
Ob verfügbare Subventionen diese 
Investitionen wirklich beschleuni-
gen werden, bleibt nachzuweisen.

Der Industriesektor: Der Energie-
bedarf der Industrie besteht zum 
großen Teil aus Strom für Antriebe 

Energiemanager Klaus Riedle 
sorgt sich um die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Industrie und ih-
rer Arbeitsplätze. Selbst wenn man 
sehr langfristig die Ziele der Energie-
wende akzeptiert, der Weg dorthin 
sollte schrittweise und technologie-
offen erfolgen. Foto: MCI Management Center Innsbruck
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und aus Prozesswärme. Die Ener-
giekosten betragen etwa 8 %, bezo-
gen auf die Bruttowertschöpfung 
der Betriebe, aber nur 2 % der Pro-
duktkosten – aufgrund des hohen 
Anteils an Vorlieferungen. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit ge-
genüber Ländern mit günstigeren 
Energiepreisen zu erhalten, hat die 
deutsche Wirtschaft fortlaufend in 
ihre Energieeffizienz investiert, so 
dass 2015 im Schnitt eine Energiein-
tensität von 4,78 GJ/1000 € Wirt-
schaftsleistung erreicht wurde. Das 
ist eine Verbesserung von ca. 20 % in 
den letzten zehn Jahren. Über etab-
lierte Netzwerke wurden in einzel-
nen Industriezweigen weitere Po-
tenziale identifiziert, zum Beispiel 
in Hilfssystemen wie Druckluft, de-
ren Investitionen sich in wenigen 
Jahren amortisieren.

Der Transportsektor: Ein weiterer 
großer Energieverbraucher ist der 
Personen- und Gütertransport. Die 
spezifischen Treibstoffverbräuche 
bei Pkw und Lkw wurden in den 
letzten 20 Jahren um 15 % bis 20 % 
gesenkt. Neben der Weiterentwick-
lung in der Effizienz von Verbren-
nungsmotoren können elektrische 
Batterien ebenfalls zur Einsparung 
von Primärenergie beitragen.

Noch unbefriedigend in der Bat-
terietechnik sind deren Leistungs-
gewichte, das heißt, die begrenzte 
Reichweite und der hohe Zeitauf-
wand für die Nachladung sowie die 
Kosten. Aufgrund des großen Poten-
zials solcher Energiespeicher wurde 
die Weiterentwicklung hierzulande 
vorangetrieben, auch mit dem Ziel, 
die Herstellung der Batterien als Teil 
der Zuliefererkette in Deutschland 
zu etablieren. 

Wenn diese Entwicklungen er-
folgreich sind, besteht auch kein Be-
darf, den Verbrennungsmotor heute 
schon durch politische Vorgaben ins 
Abseits zu drängen. Hier sollte man 
die Entscheidungen dem gutwilli-
gen Verbraucher überlassen. 

Versorgungssicherheit: Sie hängt 
einerseits von der Vielfalt und Ver-
fügbarkeit der Primärenergieträger 
ab, um die jeweilig benötigte Sekun-
därenergie zu erzeugen; anderer-
seits von der unterbrechungslosen 
Umwandlung und dem zuverlässi-
gen Transport. Bis heute kann 
Deutschland auf einen breiten Mix 
von Primärenergieträgern wie Koh-
le, Öl, Gas und Kernenergie sowie 
der regenerativen Energien aus 
Wasser, Wind, Sonne und Biomasse 
vertrauen. 

Mit dem Ausstieg aus der Kern-
energie und dem Zurückdrängen 
von Kohle aus CO2-Gründen stützt 
sich die Stromerzeugung immer 
stärker auf die regenerativen Ener-
gien. Da diese aber ungeplant für 
Stunden und Tage ausfallen kön-

nen, ist eine regelbare Back-up-Ka-
pazität – fast in Höhe des Spitzen-
bedarfs – erforderlich. Solange kei-
ne wettbewerbsfähigen Stromspei-
cher zur Verfügung stehen, wird 
diese regelfähige Back-up-Kapazi-
tät auf fossilen Energiequellen ba-
sieren. Diese Kapazitäten sind heu-
te grundsätzlich verfügbar, wenn 
man kohlebefeuerte Anlagen ein-
schließt. 

Viele fossil befeuerte Kraftwerks-
kapazitäten sind aber heute von ei-
ner Schließung bedroht, da sie sich 
für die geringen jährlichen Einsatz-
stunden nicht rechnen; siehe die 
hochmodernen Gaskraftwerke Ir-
sching 4 und 5. Eine befriedigende 
Lösung für einen solchen Kapazi-
tätsmarkt muss noch gefunden 
werden. Ob es sich lohnt, für die 
wenigen Stunden im Jahr und die 
damit einhergehende geringe 
CO2-Freisetzung die vorhandenen 
Kohlekapazitäten durch neu zu 
bauende, gasgefeuerte Anlagen zu 
ersetzen, sollte der Markt entschei-
den. 

Netzstabilität gewährleisten: Die 
großen, schnellen Schwankungen 
in der Bereitstellung der regenerati-
ven Energien stellen auch die Netz-
betreiber vor große Herausforde-
rungen. Noch vor Jahren brauchten 
sie nur einige Male pro Jahr einzu-
greifen, heute sind fast täglich meh-
rere Eingriffe erforderlich. 

Bislang haben diese die Ausfall-
zeiten im deutschen Netz von weni-
ger als 12 min nicht verschlechtert. 
Dennoch steigen das Risiko eines 
Blackouts und der Aufwand – von 
einigen 10 Mio. € im Jahr 2010 auf 
rund 1 Mrd. € im Jahr 2015. 

Da die Schwerpunkte von regene-
rativer Erzeugung – speziell bei 
Wind – im Norden und der Ver-
brauch im Süden und Westen weit 
auseinanderliegen, sind neue 
„Stromautobahnen“ erforderlich 
und auch geplant. 

Durch Einsprüche aus der Bevöl-
kerungen werden diese Transport-
kapazitäten erst nach Abschaltung 
aller KKW zur Verfügung stehen, 
was beim weiteren Ausbau von 
Windkraftwerken und der Stillle-
gung fossiler Kraftwerke berück-
sichtigt werden muss.

Energiewende der kleineren 
Schritte. Die Energiewende in 
Deutschland ist ein gigantisches Ex-
periment. Das Bundeswirtschafts-
ministerium stellt zudem fest, dass 
auf Grund der hohen Komplexität 
der Energiewende die Kosten nicht 
abzuschätzen sind. 

Wenn in allen drei Eckpunkten 
des energiewirtschaftlichen Drei-
ecks große Unsicherheiten in der 
Vorhersage, der Planung und der 
Umsetzung bestehen, dann ist ein 
schrittweises Vorgehen vorzuzie-
hen, bei dem die erreichten Fort-
schritte die nächsten Ziele definie-
ren. 

Auch bei wünschenswerten Zie-
len kann ein Ingenieur Beschlüsse 
nur so weit mittragen, wie eine be-
lastbare Lösung aus den heute oder 
spätestens morgen verfügbaren 
Technologien erarbeitet werden 
kann, die die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft und ihrer 
Arbeitsplätze im Auge behält. Im-
mer nur missionarisch oder auch 
mit der Brechstange auf die Ziele 
der Energiewende im Jahr 2050 zu 
verweisen, verbaut den Weg, unser 
Energiesystem effizient und kosten-
günstig umzubauen. 

Deutschland emittiert etwa 2,5 % 
der globalen Treibhausgasemissio-
nen; diese abzusenken, ist wichtig. 
Der wichtigere Beitrag Deutsch-
lands ist aber, Technologien zu ent-
wickeln und bereitzustellen, die 
weltweit helfen, CO2-Emissionen zu 
senken, die Reichweite der fossilen 
Energieträger zu vergrößern und 
den Lebensstandard zu verbessern.  
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„Es muss ein 
belastbares 

Konzept  
vorliegen, wie 
eine sichere 

und bezahlbare 
Stromversor-
gung mit ver-

fügbaren Tech-
nologien aus-

sieht. Erst dann 
kann man für 
die 38 % des 

Strommix, der 
auf Kohle 

basiert, auf 
einen Ausstieg 

drängen.“
Klaus Riedle,  

Energieexperte


